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Vorbemerkung. 



Auf den nachstehenden Blättern veröffentliche ich einen Vortragj 
den ich im Zyklus der akademischen Eathaus vortrage am 14. Ja- 
nuar 1904 in Zürich gehalten habe. Der Vortrag erschien, auf vier 
Nummern verteilt, Ende Januar 1904 in der Neuen Zürcher Zeitung; 
für meinen persönlichen Bedarf wurden einige Sonderabdrücke her- 
gestellt. Auf diese — im Bughhan^el picht erhältUche — Pubükation 
ist seither an verschiedenen Örterf; besöriflers auch in Darstellungen 
des deutschen bürgerlichen Rechts, bezug genommen worden. Da die 
Frage der Erbrechtsreform neuerdings wieder lebhaft erörtert wird 
und in einigen Staaten zu neuen Gesetzesvorlagen geführt hat, er- 
schien es mir rätlich, meinen Vortrag nochmals in einer dem Buch- 
handel zugängUchen Form zu publizieren. Der Text ist unverändert 
gebUeben, dagegen habe ich in den Anmerkungen die Literatur- 
nachweise zusammengestellt und nachgetragen, was seit der Abhaltung 
des Vortrages in Gesetzgebung und Literatur neu hinzugekommen ist, 

H. F. Hitzig. 

Zürich, September 1908, 
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as Schweizervolk steht vor der Vereinheitlichung seines Privat» 
rechts. Der Vorentwurf eines Zivilgesetzbuches ^ ist von Experten- 
kommissionen durchberaten worden und reif für Diskussion und Be- 
schlussfassung der eidgenössischen Räte. So ist es vielleicht nicht 
unzeitgemäss, wenn im diesjährigen Zyklus der Rathausvorträge der 
Vertreter der juristischen Fakultät von der Zivilrechtskodifikation 
spricht, an deren gutem Gedeihen unser ganzes Land interessiert ist. 
Nicht von dem Kodifikationswerk oder der Kodifikationsfrage im 
ganzen soll im folgenden gesprochen werden; nur von einem ein- 
zelnen Problem, das freilich wegen seiner besonderen Wichtigkeit 
zu allen Zeiten nicht nur die Aufmerksamkeit der Juristen, sondern 
auch diejenige der Denker anderer Fakultäten herausgefordert hat: 
von dem Problem des Erbrechts. 

Die besondere Schwierigkeit, die das Erbrechtsproblem der mo- 
dernen Zivilgesetzgebung bereitet, ist darin begründet, dass hier die 
beiden Wegweiser, die sonst dem Gesetzgeber ihre Direktiven geben, 
nach verschiedenen Endzielen zu führen scheinen. Der Gesetzgeber 
soll den lebendigen Kontakt der Gegenwart mit der Vergangenheit 
im Auge behalten und bewährte altüberlieferte Institutionen, die uns 
als Bestandteil nationaler Kultur und Sitte erscheinen, nicht leichthin 
preisgeben : alle Kantone haben Erbrecht und ausgedehntes Erbrecht. 
Anderseits: der Gesetzgeber soll ein modernes Gesetzbuch schaffen, 
das dem sittUchen Empfinden und den sozialen Bedürfnissen unserer 
Tage entspricht; da wird behauptet, das Erbrecht sei ein Erbübel 



^ Im Text ist unter dem „Entwurf" der Departements-Entwurf von 1900 
verstanden, wie er der Expertenkommission vorgelegt wurde ; in den Anmerkungen 
wird jeweilen der entsprechende Artikel des Zivilgesetzbuches angegeben. Den 
hier in Betracht faUenden Artikeln 484—487, 491 des Entwurfs von 1900 ent- 
sprechen jetzt die Art. 457 — 460, 466 des Zivilgesetzbuches. Eine materielle 
Änderung ist nur in bezug auf Art. 491 des Entwurfes eingetreten; hier wurde 
der Absatz 2 (Recht der Kantone, das Intestaterbrecht noch weiter zu beschränken^) 
schon in der Expertenkommission gestriclien. 
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(Rülf),2 eine aristokratische Einrichtung (Menger), ^ die gegen das 
Prinzip der Arbeit Verstösse, die Ungleichheit des Besitzes fort- 
pflanze und die Zahl der Besitzlosen vermehre; man verlangt Ab- 
schaffung oder wenigstens Beschränkung des Erbrechts ; die AngrüBfe 
auf das Erbrecht kommen von verschiedenen Seiten, durchaus nicht 
nur von den sogenannten staatsfeindlichen Parteien; die Projekte 
variieren nicht nur in der Frage, wie weit das Erbrecht gehen solle, 
sondern auch in der weitern Frage, was an Stelle des aufzuhebenden 
Erbrechts treten solle. 

Der moderne Gesetzgeber muss zu diesen Fragen Stellung neh- 
men. In der Folge möge von den einzelnen in Betracht kommen- 
den Problemen nur das eine Problem der Begrenzung des Verwandten- 
erbrechts besprochen werden: soll das Gesetz, wenn es bei Nicht- 
vorhandensein eines Testaments (sog. Intestaterbfolge) die Verwandten 
des Erblassers beruft, alle Verwandten berücksichtigen? oder gibt 
es Verwandte, die mit dem Erblasser so entfernt verwandt sind, dass 
sie auch dann nicht berufen werden sollen, wenn sie im konkreten 
Fall die nächsten überlebenden Verwandten des Erblassers sind?^ 
Dabei sollen die besondern Fragen des Erbrechts der Ehegatten und 
der ausserehelichen Kinder nicht erörtert werden, ebensowenig die 
Frage der Erbschaftssteuer. Die Frage der Begrenzung des Ver- 
wandtenerbrechts soll lediglich als eine Frage der Zivilrechtskodiß- 
kation behandelt werden ; im besondern soll geprüft werden, welche 
Entwicklung der Gedanke der Reform des Erbrechts im abgelaufenen 
Jahrhundert durchgemacht hat und wie die neuen Ideen auf die po- 
sitive Gesetzgebung eingewirkt haben und noch einwirken. 

Die Frage der Begrenzung des Verwandtenerbrechts ist eine ver- 
hältnismässig junge Frage. Die grossen Gesetzgebungen des begin- 
nenden 19. Jahrhunderts (preussisches Landrecht 1794, Code civil 
1804, österreichisches Gesetzbuch 1811)^ kennen entweder über- 

2/. Rülf, das Erbrecht als Erbübel im Hinblick auf die zukünftige Ent- 
wicklung der menschlichen Gesellschaft. 2. Auflage (Datum nicht angegeben). 

^ A. Menger ^ das bürgerliche Recht und die besitzlosen Volksklassen. 4. Auf- 
lage (1908). S. 214. 

* Über die gesetzliche Erbfolge des Zivilgesetzbuches vergleiche jetzt nament- 
lich 0. Lang, Das gesetzliche Erbrecht in den Zürcher Beiträgen zur Rechts- 
wissenschaft (herausgegeben von Egger, Hafter, Hitzig und Huber) XI S. 1 ff. (1906), 
A, Reichet im Schweiz. Jahrbuch I (1906), S. 328 ff., H. Oser in der Schweiz. 
Juristen-Zeitung lY (1907) S. 253 ff. 

° Näheres über diese Gesetzgebungen s. u. S. 20 ff. 



haupt keine oder eine praktisch kaum in Betracht kommende Be- 
grenzung des Verwandtenerbrechts. Diese Gesetzgebungen sind be- 
einflusst durch die Lehren der naturrechtlichen Schule; es ist daher 
nicht ohne Interesse, diese Lehre selbst näher zu prüfen. 

Die Grundlinien der naturrechthchen Lehre sind schon bei dem 
Begründer der Schule, dem Niederländer Hugo Grotius, deutlich er- 
kennbar. In seinem *1 625 erschienenen Werke de jure belli et pacis ^ 
führt er aus: wie der Mensch unter Lebenden frei über sein Ver- 
mögen verfüge, so könne er auch von Todes wegen durch Testament 
verfügen ; das Testament sei eine Art Eigentumsübertragung auf den 
Todesfall, mit Vorbehalt einer Besitz- und Genussbefugnis. Sterbe 
der Erblasser ohne Testament, ohne ausdrückliche Willenserklärung^ 
so solle sein mutmasslicher Wille gelten, d. h. es sollen diejenigen 
Personen Erben sein, denen der Erblasser wahrscheinlich den Nach- 
lass zugewendet hätte, wenn er sich hierüber in einem Testament 
ausgesprochen hätte. Bei Ermittlung dieses präsumtiven Willens sei 
davon auszugehen, dass der Erblasser das gewollt hätte, was der Ge* 
rechtigkeit und Billigkeit entspricht ; er hätte hiernach zunächst an seine 
Kinder, dann an seine Eltern gedacht. Fehlen Kinder und Eltern, 
so sei das vom Erblasser erworbene Vermögen — wieder nach dem 
präsumtiven Willen des Erblassers — dem zu geben, der sonst dem 
Erblasser der liel)ste (carissimus) war; das sei aber immer der im 
Grade nächste Verwandte. Eine Grenze für dieses Verwandtenerb- 
recht wird nicht aufgestellt. Die Schwächen dieser Theorie sind leicht 
zu erkennen; sie behauptet in zwei Punkten, was zu beweisen war: 
dass aus der Möglichkeit, unter Lebenden zu verfügen, auch die 
MögUchkeit der Testamentserrichtung abzuleiten sei: weiter: dass 
die Berufung der Verwandten und die Ordnung der Verwandten nach 
Gradesnähe dem Wunsch und dem Willen des Erblassers entspreche. 

Die Ideen des Grotius wurden namenthch durch Samuel Pufen- 
dorf (de jure naturali et gentium 1672)*^ weiter entwickelt. Auch 
er gründet das gesetzliche Verwandtenerbrecht auf den präsumtiven 
Willen des Erblassers (sequenda voluntas testatoris probabiüssime 
praesumta). Der Erblasser habe den Nachlass demjenigen geben wollen, 
der ihm nach Pflicht und Neigung (officium et inclinatio) am nächsten 
stand. Bei der Erbberechtigung entfernterer Verwandten wirft Pufen- 

^ Hugo Grotius, de jure belli et pacis II 6, 14; 7, 3 ff. 
^ Samuel Ftfßndof^f, de jure natura? et gentium IV 11. 
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dorf die Frage auf, ob der Erblasser wohl nicht diesen Verwandten 
seine Freunde vorgezogen hätte, mit denen er vielleicht intensiver 
und lieber verkehrte als mit den Verwandten. Der Einwand wird 
aber rasch erledigt mit der Bemerkung, die Freundschaft erschöpfe 
sich im Verkehr unter den Lebenden, in gegenseitiger Unterstützung 
und Beratung ; aus der Tatsache, dass der Erblasser den X als Freund 
behandelt habe, folge noch keineswegs, dass ef ihn auch zum Erben 
gewollt hätte; dagegen wohne jedem Menschen der Wunsch inne, 
dass seine Verwandten, seine Familie wohl versorgt und ausgestattet 
(familia omatissima) sei ; das Erbrecht der Verwandten habe in der 
Gemeinsamkeit des Blutes eine natürliche Grundlage, und durch diese 
werde die Präsumtion des Berufungswillens des Erblassers gerecht- 
fertigt (in transmittenda hereditate non nuda respicitur benevolentia, 
sed et hoc, in quem nostra bona transire maxime congruum sit). 

Ahnlich wie Pufendorf argumentiert im Beginn des 18. Jahr- 
hunderts Christian Thomasius in Halle.® In seinen Institutiones juris- 
prudentiae divinae (1717) geht auch er aus vom präsumtiven Willen 
des Erblassers (tacita voluntas). Er betont gegenüber Pufendorf, das& 
der Erblasser allerdings sich seine Freunde als Erben wünsche ; es 
gebe aber zwei Arten von Freundschaft, eine natürliche und eine 
gewillkürte (spontanea amicitia) ; die erstere beruhe auf der Gemein- 
samkeit des Blutes, die letztere auf selbstgeschaffenen besonderen 
Beziehungen des einen zum andern. Als Grundlage für das Erbrecht 
eigne sich nur die natürliche Freundschaft, nicht die künstliche ; die 
letztere nicht wegen der Schwierigkeit der Unterscheidung und Ab- 
stufung.® 

Als Eesultat dieser naturrechtlichen Lehren ergibt sich: alles 
Erbrecht wird auf den ausdrücklich erklärten oder vermuteten Willen 
des Erblassers zurückgeführt; das normale Erbrecht ist das testa- 
mentarische ; eine Begrenzung des Verwandtenerbrechts existiert nicht; 
die Frage, ob entfernteren Verwandten der Staat vorgezogen werden 
sollte, wird gar nicht aufgeworfen. 



8 Christian Thomasius, institutiones jurisprudenti« dlvinse II 10, §§ 177 ff. 

^ Thomasius fügt hinzu: cui accedebat quod, cum hsec difficultas non in- 
cognita fuerit defuncto, et vero eidem facile per conditionem testamenti obyenire 
potuisset, hoc neglecto, ipse videretur declarare voluisse, non attendendos esse 
amicos eiusmodi. 
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Diese Lehren werden in der französischen Revolution heftig be- 
kämpft. 1^ Es war zu erwarten, dass die weitausschauenden Gesetz- 
gebungsprojekte dieser Zeit auch das Erbrecht in den Kreis der Re- 
formen einbeziehen würden. So begegnen wir in der sogenannten 
Periode des „Zwischenrechtes*' (droit intermediaire, 1789 — 1804) 
yerschiedenen Reformvorschlägen ; der Konvent geht dabei viel weiter 
als die Konstituante. Beratungen und Beschlüsse bezogen sich frei- 
lich mehr auf die Frage des Testamentes und der Testierfreiheit als 
auf die Frage des Intestaterbrechtes. Man wollte im besonderen das 
politische Prinzip der Gleichheit auch im Erbrecht in dem Sinne auf- 
stellen, dass es dem Erblasser verwehrt sein sollte, durch testamen- 
tarische Bestimmung eine ungleiche Behandlung seiner Kinder an- 
zuordnen. Bei diesen Diskussionen werden auch die Grundlagen des 
Erbrechtes überhaupt erörtert. Mirabeau und Röbespierre ^^ vertraten 
den Satz, dass der Mensch über seinen Tod hinaus nicht verfügen, 
nicht der Nachwelt die Tyrannei seines Willens oktroyieren könne; 
sterbe ein Mensch, so werden seine Rechte mit ihm verschlungen 
(les droits du proprietaire sont engloutis avec lui) ; sein Vermögen 
falle an die Allgemeinheit zurück (rentrer dans le domaine commun, 
retourner ä la societe); die Allgemeinheit könne diesen Erwerb be- 
halteU; sie könne aber auch auf diesen Erwerb verzichten, ihn im 
besonderen den Kindern des Testators belassen und so ein gesetz- 
liches Verwandtenerbrecht in grösserem oder kleinerem Umfang 
schaffen. Mirabeau begründet den Anfall an die Allgemeinheit (do- 
maine commun) mit dem Satz, dass auch Eigentuni und Verfügungs- 
freiheit unter Lebenden nur kraft des Willens der Allgemeinheit be- 
stehe (un avantage confere par les Conventions sociales). 

Das Gesetz, das den eigentlichen Abschluss der Erbrechtsgesetz- 
gebung der Revolution bedeutet, das Gesetz vom 17. Nivöse des Jahres 
II (6. Januar 1794) regelt das Intestaterbrecht der Verwandten, stellt 
jedoch keine Grenze auf. Es verdient aber erwähnt zu werden, dass 
unter den abgelehnten Anträgen sich ein solcher von Durand'Mail- 



10 Vergleiche zum folgenden namentlich Sagnac, la legislation civile de la 
r^volution fran^aise (1898), S. 213 ff, 347 ff., Äron, 6tude ßur les lois successorales 
de la r6volution in der I^^ouvelle revue historique de droit frangals et ^tranger 
XXV (1901), S. 444 ff., 585 ff., XXVII (1903), S. 673 ff.; Vallier, le fondement 
du droit successoral en droit fran^ais (1902), S. 183 ff. 

11 Aron a. a. 0. S. 479 ff. 
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lanej am 8. Juli 1793 an das Comite de legislation gerichtet, ^^ be- 
fand, der eine Unterscheidung verschiedener Kategorien von Ver- 
wandten enthielt; nach diesem Antrag sollte der Staat als Schöpfer 
alles Eigentums (createur de propriete) von den Erbschaften eine 
bestimmte, nach dem Nähegrad der erbenden Verwandten abgestufte 
Quote als Miteigentümer beziehen ; Verwandte im vierten Grad soll- 
ten ein Zwölftel, Verwandte vom fünften bis siebten ein Zehntel der 
Erbschaft dem Staat abgeben ; war der überlebende Verwandte noch 
weiter vom Erblasser entfernt, so sollte der Staat den Verwandten 
ausschliessen und den Nachlass allein erhalten, wenn der Erblasser 
unverheiratet war, andernfalls mit dem überlebenden Ehegatten des 
Erblassers hälftig teilen. Der Gedanke einer solchen Beschränkung 
und Abstufung des Verwandtenerbrechtes wurde abgewiesen ; in dem 
Gesetzbuch selbst (Code civil) hat sich in der Beschränkung des 
Seitenverwandtenerbrechtes (Grenze: zwölfter Grad) eine leise Spur 
dieser Reformideen erhalten. ^^ 

Die grosse Bedeutung der neuen Lehren liegt darin, dass der 
Qrundirrtum der naturrechtlichen Schule erkannt und dem Willen 
des Erblassers der Wille des Gemeinwesens gegenübergestellt wurde ; 
die Mirabeau-Robespierresche Formel (rentrer dans le domnine com- 
mun) kehrt, vielfach variiert, bei gleichzeitigen und auch bei späteren 
Erbrechtsgegnern und Erbrechtsreformern wieder. 

Zu einer neuen Auffassung des Erbrechts und seiner Grenzen 
führte die Hegeische Philosophie. War die naturrechtliche Schule 
des 17. und 18. Jahrhunderts wesentlich beeinflusst durch die posi- 
tiven Bestimmungen des römischen Rechts, so lehnt sich Hegel mehr 
an das germanische Recht an. Die Ideen, die HegeP* in seinem 
Naturrecht (1821) vertritt, sind später besonders von dem orthodoxen 
Rechtsphilosophen Stahl ^^ (1845) weiter entwickelt worden. 

Nach der Hegel- Stahlschen Lehre steht das Eibrecht in unauf- 
löslichem Zusammenhang mit der Familie: Das Erbrecht ist um der 
Familie willen da, es beruht auf der FomiHengctneinschaff, Soweit 

^2 Der Vorschlag^ findet sich in einem von Dtirand-Maillane vorgelegten 
plan de code civil pour toute la r^piiblique, vgl. Sagnac a. a. 0., S. 231, 234, 
Vallier a. a. 0., S. 227, 237. Das Projekt war auch sonst eigenartig, da es 
Verwandte verschiedener Grade gleichzeitig, aber mit verschiedenen Quoten berief. 

13 S. unten Anm. 30. 

^^ Hegel, Naturrecbt und Staats Wissenschaft im Grundriss (1821) § 178. 
' 15 Stahl, Philosophie des Rechts, 3. Aufl., II. Bd. 1. Abt. 8. 499 ff. 
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unter den Verwandten die Zusanunengehörigkeit als eine Realität 
empfunden wird, soweit das Familienbeivusstsein reicht — soweit hat 
das Erbrecht der Pamiliengenossen eine natürliche Grimdlage und 
Berechtigung; soweit ist es keine willkürliche Erfindung und Kon- 
zession des Gesetzgebers, und ebensowenig bedarf es hier der Be- 
gründung durch die gezwungene Annahme eines präsumtiven Willens 
des Erblassers. Hegel und Stahl gehen aus vom Erbrecht der Kin- 
der; das elterliche Vermögen habe von Anfang an die Bestimmung 
an sich, dereinst auf die Kinder überzugehen. Hegel bemerkt in sei- 
nem Naturrecht wörtlich: „Die natürliche Auflösung der Familie durch 
den Tod der Eltern, insbesondere des Mannes, hat die Erbschaft in 
Ansehung des Vermögens zur Folge, ihrem Wesen nach ein Eintreten 
in den eigentümlichen Besitz des an sich gemeinsamen Vermögens 

— ein Eintreten, das mit den entfernteren Graden der Verwandt- 
schaft und im Zustand der die Personen und Familien verselbstän- 
digenden Zerstreuung der bürgerlichen Gesellschaft um so unbe- 
stimmter wird, als die Gesinnung der Einheit sich um so mehr ver- 
liert und als jede Ehe das Aufgeben der vorigen Familienverhältoisse 
und die Stiftung einer neuen selbständigen Familie wird." — Noch 
eingehender äussert sich Stahl: „Das Erbrecht ist ein Ausfluss des 
Familienbandes, insonderheit des elterlichen Bandes; dieses hat von 
der Natur die Bestimmung (r^7og), den Kindern die Fülle des Da- 
seins und darum auch der Befriedigung mitzuteilen und in ihnen die 
Fortsetzung der eigenen Persönlichkeit und darum auch des Ver- 
mögens zu heben. Nur um der Kinder inllen gibt es ein Erbrecht^ 
wenn dies auch dann ausgedehnt ist auf andere natürliche Verwandt- 
schaft, sowie auf künstlich nachgebildete Bande. — Die Sukzession 
der Kinder — und nach ihrer Analogie der Verwandten überhaupt 

— ist die notwendige Folge des Familienbandes, sie ist die dem elter- 
lichen Vermögen selbst innewohnende Bestimmung." 

Es ist klar, dass bei solcher Auffassung des Erbrechts dem 
Willen des Erblassers eine wesentlich andere Bedeutung zukommt, 
als nach den Lehren Grotius', Pufendorfs u. s. w. ; wenn bei den 
letztern der Wille des Erblassers Grund jeder Erbfolge ist, tritt dieser 
Wille bei Hegel durchaus zurück, ja, wir begreifen, dass Hegel über- 
haupt Bedenken trägt, Testamente zuzulassen und dass Stahl die Zu- 
lassung des Testaments und der testamentarischen Berufung nicht- 
verwandter Personen damit motiviert, dass der Erblasser durch die 
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Testamentaerrichtung seine Familie künstlich erweitere; das Testa- 
ment sei eine ^freie Nachbildung des natürlichen Pamilienbandes 
durch Adoption *'• 

Die Hegel-Stahlsche Lehre von der natürlichen Bftgründetheit 
des Verwandtenerbrechts und vom Zusammenhang von Familie und 
Erbrecht hat in den letzten Jahrzehnten eine bedeutsame Unter- 
stützung gefunden in den geschichtlichen Untersuchungen auf dem 
Gebiet der vergleichenden Rechtswissenschaft. Diese Forschungen 
haben ergeben, dass das Erbrecht geschichtlich ausgegangen ist vom 
Familieneigentum. Die Geschichte des Erbrechts hängt zusammen 
mit der Entwicklung des Individualeigentums. So lange als Träger 
des Eigentums — wenigstens an ImmobiHen — nicht der einzelne, 
sondern eine Gemeinschaft erscheint (Familie, Sippe, Dorfgemeinde), 
ist kein Raum für ein Erbrecht gegeben. Stirbt ein einzelner Familien- 
genosse, so bleibt doch nach wie vor die Familie als Trägerin des 
Rechts ; es ist nur ein einzelner Parti zipant weggefallen, es sitzt einer 
weniger am gemeinsamen Herd, es isst einer weniger am gemein- 
samen Tisch. FreiHch, eine solche FamiUengemeinschaft hatte auch 
ein Haupt, das die Arbeiten leitete und verteilte, das Familiengut 
verwaltete und nach aussen vertrat ; starb dieses Haupt, so blieb die 
Familie als Trägerin des Rechts, des Vermögens; von einem Erb- 
recht konnte nur insofern die Rede sein, als die Häuptlingseigen- 
schaft auf eine neue Person überging. Die geschichtliche Entwicklung 
führt mit der zunehmenden Spaltung der Familien allmählich zum 
Individualeigentum des Familienhauptes; das Familieneigentum wird 
zum Familienerbrecht ; der einzelne verfügt unter Lebenden über sein 
Gut; bei seinem Tod aber fällt das Gut an die Familiengenossen; 
die Auffassung, dass das Gut diesen „verfangen" sei, äussert sich 
mancherorts darin, dass auch gewisse Verfügungen unter Lebenden 
an die Einwilligung der Erben gebunden sind. Erst am Ende der 
Entwicklungsgeschichte erscheint das Testament, die Bezeichnung 
der Erben durch ein einseitiges Rechtsgeschäft des Erblassers; die 
Autonomie des einzelnen erscheint darin auf die Spitze getrieben. 
Die Geschichte des Testaments, insbesondere auch die Geschichte 
der Testamentsform, zeigt deutlich die Hindernisse und Bediönken, 
die dabei zu überwinden waren. Die Testamentsform bildet sich 
häufig auf Umwegen, das einseitige letzt willige Geschäft entwickelt 
sich aus einem Vertrag unter Lebenden ; verschiedene Rechte liessen 
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das Testament überhaupt nicht zu, oder doch nur dann, wenn leib- 
liche Nachkommen des Erblassers fehlten; diiß testamentarische Be- 
rufung Nichtverwandter kleidet sich wohl auch in die Form eines 
Adoptionsgeschäftes, ein deutlicher Beweis für die Grundauffassung, 
dass nur der Yerwandte Erbe ist; der Nichtverwandte muss erst 
adoptiert werden ; Adoption und Testament werden da in einen Akt 
zusammengezogen. Auch wo das Testament zugelassen wird, werden 
die nächsten Yerwandten durch Einräumung eines Noterbrechts gegen 
die Willkür des Erblassers in verschiedenem Mass und auf ver- 
schiedene Art (Einräumung eines „Pflichtteils", Beschränkung des 
Erblassers auf eine „verfügbare Quote" u. dgl.) geschützt. Kurz: 
die geschichtliche Entwicklung ergibt: Das Erbrecht hängt auf das 
engste zusammen mit der Familie und der Pamilienorganisation ; 
das Testament ist nicht, wie die naturrechtliche Schule angenommen 
hatte, Grund und Ausgangspunkt des Erbrechts, sondern im Gegen- 
teil Endpunkt, Kulminationspunkt. 

Der Satz, dass das Erbrecht in der Familiengemeinsohaft wurzelt, 
wird heute ziemlich allgemein anerkannt, nicht nur von den Ver- 
fechtern der heutigen Erbrechtsordnung, sondern auch von denjenigen 
Erbrechtsreformern, die das Erbrecht im Prinzip beibehalten, aber 
einer Beschränkung unterziehen wollen. ^^ Wenn Hegel nur nebenbei 
die Bemerkung gemacht hatte, dass mit den entfernteren Graden der 
Verwandtschaft die Gesinnung der Einheit sich um so mehr verliere, 
so ziehen neuere (Bluntschli, Baron, Bernhöft u. a.) hieraus die Kon- 
sequenz, dass das Erbrecht der Verwandten seine natürliche Be- 
gründetheit da nicht mehr habe, wo die Gesinnung der Einheit er- 

1* Zu den folgenden Erörterungen vergleiche besonders W. Munzinger^ erb- 
rechtliche Studien (1874); Bluntschli, das Erbrecht und die Reform des Erbrechts in 
den gesammelten kleinen Schriften (1879) I S. 233 AT.: J, Baron, Angriffe auf das 
Erbrecht (1877) und im Archiv für civ. Praxis, LXXV, S. 177 ff.; v, Planta, Die 
Rekonstruktion der Familie und des Erbrechts (1886); Zoll, römisches und heutiges 
Intestaterbrecht (1890); 0. Bahr, im Archiv für bürg. Recht, III (1890), 8. 141 ff. 
F. Bemhöft, zur Reform des Erbrechts (1894). E, ITw&^r, Betrachtungen über die 
Vereinheitlichung des Schweiz. Erbrechts (1895). Cimbali, la nuova.fase del diritto 
civile nei rapporti economici e sociali con proposte di reforma della legislazione civile 
vigente 1895. G, Waller, Referat für die Jahresversammlung der schweizerischen 
gemeinnützigen Gesellschaft 1895. Vallier, le fondement du droit successoral en droit 
fran^ais (1902). Menger, neue Staatslehre, III. Axiflage (1906), S. 121 ff. Bamberger, 
Erbrechtsreform (1908). Pappenheim, Deutsche Juristenzeitung 1908, S. 509 ff. 
Schiffner, Die Erbrechtsreform in der Novelle zum Österreich, allgem. bürgerl. 
Gesetzbuch (1908), S. 20 ff. 
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loschen ist. Eine Familiengemeinschaft, die ein Erbrecht rechtfertige, 
sei nicht mehr vorhanden, wo keine Familienpflichten und kein Fa- 
milienbewusstsein mehr existieren (Baron). Die Gesetzgebung solle 
daher nicht schablonenhaft den Verwandten (in infinitum) Erbrecht 
gewähren, sondern den Grad der Verwandtschaft fixieren, bei^ dem 
die Erbberechtigung aufhöre; es bestehe kein Grund dafür, denen 
Erbrecht zu gewähren, die der Volksmund als lachende Erben be- 
zeichne. Verwandten, bei denen die Blutsgemeinschaft in minimaler 
Dosis erscheint, die sich zu Lebzeiten des Erblassers um diesen nicht 
kümmerten oder höchstens insofern, als sie seinen Tod herbeisehnten. 
Gerade bei derart entfernten Verwandten erscheine das Erbrecht als 
ein dem Prinzip der Arbeit widerstreitender Glücksgewinn, für den 
ein sittlich rechtfertigender Grund fehle ; in der Regel sei hier auch 
der Empfänger nicht fähig oder nicht gewillt, von dem Empfangenen 
einen wirtschaftlich richtigen und vernünftigen Gebrauch zu machen. 
Schon die blosse Aussicht auf den Gewinn (durch die Beerbung eines 
entfernten Verwandten) verleite leicht zu Müssiggang, widerhcher Spe- 
kulation und Erbschaftssucherei; die Prozesse über solche Erbschaften 
entfernter und nie gekannter Verwandter können ungeahnte Dimen- 
sionen annehmen und einen Aufwand an Zeit und Geld verursachen, 
der in keinem Verhältnis steht zu dem Erfolg, der im Endresultat 
erreicht wird ; neben den ursprünglichen Erbprätendenten können im 
Prozess unerwartet andere, gleich entfernt verwandte Personen auf- 
treten, die nun mit dem ursprünglichen Kläger konkurrieren und zu 
Teil gehen, oder gar noch näher verwandte Personen, die den Kläger 
ausschliessen. Zoll ^^ berichtet aus der österreichischen Praxis von 
einem Millionenerbschaftsprozess, der 121 Jahre dauerte; nach Ab- 
zug der Kosten und anderer Abgänge (durch Verschleppung und 
Verzettelung des Nachlasses) verblieben schliesslich noch 22,000 
Gulden, die unter rund zweitausend Erben zu teilen waren. Wir 
kennen heute aus Geschichten und moralisierenden Erzählungen ver- 
schiedener Art die Figur des lachenden Erben, dem die Erbschaft 
eines entfernten Erbonkels unvermutet und mühelos in den Schoss 
fällt, dem sie aber nicht zum Segen gereicht ; wir kennen aber auch 
die Figur des entfernt verwandten Erben, den sein Erwerb drückt, 
der in der Zufälligkeit des Erwerbes eine Ungerechtigkeit gegen 
andere Verwandte und die Allgemeinheit erblickt, und das Bedürfnis 



17 Zoll, a. a. 0. (s. Anm. 16), S. 53 ff. 
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empfindet, andere, die Not leiden, an dem Gewinn teilnehmen zu 
lassen, eine Situation, die in jüngster Zeit z. B. Paul Margueritte in 
der Erzählung „Les trors cousines" geschildert hat. 

Will der moderne Gesetzgeber dieser Reformidee nachgeben, 
so hat er eine doppelte Frage zu beantworten : a) bei welchem Ver- 
wandtschaftsgrade hört das Familienbewusstsein auf? b) was geschieht 
mit dem Nachlass, wenn der Erblasser keine erbberechtigten Ver- 
wandten hinterlässt und auch durch Testament nicht verfügt hat? 
— Diese beiden Fragen hängen aufs engste zusammen; je .kleiner 
die Beantwortung der ersten Frage den Kreis der erbberechtigten 
Verwandten zieht, um so grösser wird die praktische Bedeutung der 
zweiten Frage. 

Bei Beantwortung der ersten Frage, bis zu welchem Grade das 
Familienbewusstsein reiche, wird der moderne Gesetzgeber abstellen 
müssen auf die sozialen Zustände und die sittlichen Anschauungen 
der Zeit und der Gegend, für die das Gesetzbuch bestimmt ist. Da- 
bei wird er einen abstrakten Massstab aufstellen müssen; er kann 
sich nicht damit bescheiden, zu erklären, es sollen bei jedem kon- 
kreten Todesfalle diejenigen Verwandten erben, die in diesem Fall 
noch dem Erblasser nahe standen und ihre FamiUenzugehörigkeit 
durch ihr Benehmen und ihre Taten bekundeten. Der Gesetzgeber 
wird vielmehr — hier wie in anderen Fragen — statt dieser indi- 
vidualisierenden Behandlung eine generelle Norm aufstellen müssen ; 
er muss einen bestimmten Verwandtschaftsgrad ein für allemal be- 
zeichnen, bei dem die Erbberechtigung abgeschnitten wird, weil in 
weiteren Graden nach der durchschnittlichen Erfahrung Familien- 
pflicht und Familienbewusstsein aufhören ; der Gesetzgeber wird sich 
mit dieser generellen Lösung auch dann begnügen müssen, wenn er 
wohl weiss, dass unter aussergewöhnlichen, besonders günstigen Ver- 
hältnissen ausnahmsweise auch in entfernteren Graden Familien- 
gemeinschaft noch erkannt und empfunden werden kann. Eine solche 
aussergewöhnliche Steigerung der Intensität des Familienbewusstseins 
kann etwa durch die Existenz gewisser zentralisierender Einrichtungen 
(Familienstiftungen, ^® Familienfeste) oder durch die räumliche Nähe 

*^ Über die Famiiienstiftungen im schweizerischen Recht vgl. H. F. Hitzig, 
Ztsch. f. Schweiz R. n F. XXI (1901), S. 11 ff. Die dort kritisierten Bestim- 
mungen des Entwurfes von 1900 sind jetzt ersetzt durch Z. G. B., Art. 335. Bei 
dieser Gelegenheit mache ich darauf aufmerksam, dass der von Bluntschli redigierte 
erste Entwurf zum zürcherischen privatrechtlichen Gesetzbuch (1844) ein beson- 
deres Kapitel über die Familienstiftungen enthielt. 
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der Verwandten, wenn „im heimatlichen Tal die Vettern viel ver- 
breitet wohnen **, herbeigeführt werden; da kann unter Umständen 
auch, wie Hunzinger bemerkt, ein Andergeschwisterkindsvetter als 
ein ganz ehrlicher Vetter angesehen werden. Es ist auch denkbar, 
dass bei Fehlen nächster und naher Verwandter sich der Erblasser 
an fernere Verwandte anschliesst, gerade deswegen, weil nähere 
fehlen. Und es kann auch heute noch vorkommen, dass — wie bei 
Beratung des Code civil der Tribun Simeon bemerkte — der Spröss- 
ling eines alten Geschlechtes lediglich aus Familienstolz seine Ver- 
wandtschaft aus Archiven und Standesregistern zusammensucht ^^ und 
in seinen Stammbaum auch die entferntesten Verwandten einzeichnet, 
die er nie gesehen und nie gekannt. Nicht nach solchen besonderen 
Fällen gekannter oder auch empfundener Gemeinschaft, sondern nach 
der Regel des Lebens wird der Gesetzgeber die Frage zu lösen haben. 
Im allgemeinen wird der Gesetzgeber hiebei davon ausgehen 
dürfen, dass die konzentrierende Ej'aft der Blutsgemeinschaft heute 
geringer ist, die tatsächliche Entfremdung von Verwandten bereits 
in näheren Graden eintritt, als früher. Vieles hat hierzu beigetragen. 
Zunächst die Tatsache, dass die Familie einen Teil ihrer früheren 
Funktionen an andere Gemeinschaften (Staat, Gemeinde) abgegeben 
hat; die Gerichtsbarkeit steht ganz bei den staatlichen Organen; im 
Vormundechaftsrecht wird der Familienrat immer mehr zurückge- 
drängt; in der Sorge für unterstützungsbedürftige Pamiliengenossen 
und verwahrloste Kinder konkurriert die Tätigkeit des Gemeinwesens 
mit der Tätigkeit der Familie; eine Reihe von Ausgaben für die 
Erziehung der Kinder hat das Gemeinwesen den Eltern abgenommen ; 
Familie und Familienorganisation haben aufgehört, ein wichtiges 
Element des öffentlichen Lebens in der Politik zu sein. Und weiter: 
Unsere Zeit drängt eher zur Lockerung als zur Festigung des Fa- 
milienbandes. Die Entwicklung der Verkehrsmittel erleichtert und 
fördert die örtliche Zersplitterung der Familie; gesteigerte Differen- 
zierungen in Bildung, Lebensansprüchen, sozialer Stellung der einzelnen 
erschweren die Verständigung und das gesellschaftliche Zusammen- 
halten der Verwandten ; die Interessengemeinschaft ist gemindert, der 

1* Vgl. die Rede des Tribunen Simeon bei Locri^ l^gislation civile, X S. 291 : 
c'eßt Torgueil bien plus que Tint^r^t qui conserve les genealogies ; le commun des 
hommes, 6tranger aux yanites de la naissance, est incapable des soins necessaires 
pour remonter k une origine trop ancieniie et c'est pour le commun des hommes 
que les lois sont faites. 
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Horizont verschieden. Die heutige Ausgestaltung des elterlichen Ver- 
mögensrechts erleichtert das Selbständigwerden der Kinder. Unsere 
Zeit drängt zur Betonung der Individualität und verträgt weniger 
als früher die Bindung durch Familienrücksichten. Nur noch in den 
näheren Verwandtschaftsgraden erscheint die Familiengemeinschaft 
als Realität. 

Versucht man nun den entscheidenden Grad zu bestimmen, so 
wird, wie schon Pufendorf^o andeutet (officium et inclinatio), ein 
doppeltes in Berücksichtigung gezogen werden müssen : die Familien' 
pflichten und das Familienbeivusstsein, Die Familiengemeinschaft ist 
vorhanden, wo sie Pflichten für die Angehörigen auslöst, mögen diese 
nun mit dem Rechtszwang ausgestattet oder ohne solchen von der 
Sitte anerkannt sein ; im besonderen kommt hier die Unterstützungs- 
pflicht (Alimentation) der Verwandten in Betracht, die häufig in 
Theorie und Gesetzgebung als ein Korrelat des Erbrechts behandelt 
wird. — Die Frage, ob zwischen Verwandten eines bestimmten Nähe- 
grades in der Regel noch Familienbeivusstsein bestehe, scheint erheb- 
lichere Schwierigkeiten zu bereiten ; hier wird in erster Linie zu 
prüfen sein, ob solche Verwandte sich regelmässig kennen und mit 
einander verkehren; neben Existenz und Mass des Verkehrs kann 
auch die äussere Form des Verkehrs in Betracht fallen, die mehr 
oder minder familiäre Art der Anrede und des Grusses; von Bedeu- 
tung ist auch, ob für einen bestimmten Verwandtschaftsgrad eine 
technische Bezeichnung vorhanden ist und tatsächlich angewendet 
wird ; wir bemerken, dass solche technischen Bezeichnungen versagen, 
sobald wir in die entfernteren Kreise eintreten, wir machen auch die 
Erfahrung, dass Verwandtschaftsbezeichnungen, die früher üblich 
waren, uns heute fremd geworden sind, weil wir heute mit Ver- 
wandten dieses Grades regelmässig nicht verkehren und die Be- 
zeichnung nicht brauchen ; so haben wir wohl heute im Dialekt Ver- 
wandtschaftsbezeichnungen, über deren genaue Wertung verschiedene 
Ansichten existieren (zum Beispiel „zu anderen Kindern"). 

Im einzelnen ergibt nun die Prüfung der verschiedenen Ver- 
wandtschaftsverhältnisse folgendes: Das bestbegründete Erbrecht ist 
zweifellos dasjenige der Kinder und der weiteren Abkömmlinge 
(Deszendenten), die in direkter Linie vom Erblasser abstammen 
(Enkel, Urenkel). Wie die Kinder den Eltern ihre Existenz ver- 
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danken und von ihnen ihre körperlichen und intellektuellen Fähigkeiten 
erhalten, ^^ so soll ihnen durch das Erbrecht auch die materielle 
Grundlage ihrer Fortexistenz gesichert werden. Gerade bezüglich 
der Kinder wird ausgeführt, dass die Bestimmung des Übergangs 
auf die Kinder schon bei Lebzeiten der Eltern dem elterUchen Ver- 
mögen innewohne ; die Aussicht, das Vermögen dereinst den Kindern 
hijiterlassen zu können, fördert Sparsinn und Arbeitsfreude der 
Eltern und steigert gleichzeitig Dankbarkeitsgelühl und Ehrfurcht der 
Kinder. Häufig erhalten überdies die Kinder in dem elterUchen 
Nachlass ein Vermögen, an dessen Aufnung auch sie durch ihre 
Arbeit mitgeholfen haben. — Das Erbrecht der Kinder ist denn 
auch — wenn man von den prinzipiellen Gegnern des Erbrechts 
überhaupt absieht — kaum angefochten worden. Auch diejenigen 
Reformer, die dem Gemeinwesen neben den erbberechtigten Ver- 
wandten ein konkurrierendes Erbrecht gewähren, lassen diese Mit- 
berechtigung des Gemeinwesens wegfallen, wenn die erbenden Ver- 
wandten Deszendenten des Erblassers sind, wie ja auch in vielen 
Gesetzgebungen eine Erbschaftssteuer bei solchem Erbgang nicht 
erhoben wird. Dagegen findet sich gelegentlich der Vorschlag einer 
quantitativen Beschränkung in dem Sinn, dass das auf das einzelne 
Kind entfallende Erbbetreifnis im Wert einen bestimmten Betrag 
nicht übersteigen solle. So schlug John Stuart Mill^^ vor, das Erb- 
recht der Kinder zu beschränken auf das, was zu einer massigen 
Ausstattung und Versorgung erforderlich ist; der Vater solle dem 
Kinde „solche Erziehung und solche Fertigkeiten und Mittel ver- 
schaifen, dass es durch dieselben instand gesetzt wird, mit wahr- 
scheinlicher Aussicht auf ein gutes Fortkommen ins praktische Leben 
einzutreten" ; dabei sei die Versorgung der Kinder nicht für alle 
Fälle im gleichen Betrag anzusetzen, sie solle vielmehr „in einem 
gewissen Verhältnis stehen mit den Verhältnissen, worin die Kinder 
aufgewachsen sind". — Ein anderer Vorschlag stammt von Bluntschli 
(Reform des Erbrechts, gesammelte kleine Schriften, 1879, I S. 257): 
Avenn der Erbteil eines Kindes 1 00,000 Mark übersteigt, so kommen 

21 Besonders energisch wird der Zusammenhang zwischen Erbrecht und 
physiologischer Yererbung betont von Lapoiige in der Revue g6n6rale du droit 
de la legislation et de la jurisprudence 1885, 8. 206; das Erbrecht solle sein 
,,un calque exact de la parente physique*'. 

22 John Stuart Mill, politische Ökonomie, herausg. von Soetbeer, I, S. 260 ff., 
II, S. 283 ff. 
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der Gemeinde von dem Mehrbetrag 10 Prozent zu; übersteigt der 
Erbteil eines Kindes 500,000 Mark, so kommt überdies dem Staat 
von dem Mehrbetrag über 500,000 Mark ein Kindsteil zu. 

Nach dem Erbrecht der Kinder kommt das Erbrecht der Eltern^ 
Grosseltern u s. w., nach der Verwandtschaft in absteigender direkter 
Linie die Verwandtschaft in aufsteigender direkter Linie (Aszendenten). 
Auch das Erbrecht der Eltern wird in der Regel nicht angefochten ; 
dass es weniger feststeht, als das der Kinder, zeigt sich darin, dass 
mehrere Reformer mit dem Erbrecht der Eltern ein Erbrecht des 
Gemeinwesens konkurrieren lassen. ^^ Das Erbrecht der Eltern er- 
scheint uns nun als ein Korrelat des Kindeserbrechts ; es ist praktisch 
weniger wichtig als dieses, weil regelmässig Eltern von Kindern, 
nicht Kinder von Eltern überlebt und beerbt werden. Stirbt der 
Erblasser ohne Hinterlassung eigener Abkömmlinge, so erscheint es 
uns gerecht, dass der Nachlass an die überlebenden Eltern falle; 
diese erhalten darin einen Trost für den Verlust und eine Gegen- 
leistung für tausendfaltige Dienste, die sie dem Kinde geleistet haben ; 
in der Regel erhalten sie, wenigstens in einem Teil der Kindes- 
erbschaft, auch nur zurück, was sie seinerzeit als Abfindung u. s. w. 
dem Kinde mitgegeben haben. In neuerer Zeit ist das Erbrecht 
der Urgrosseltern^^ in Zweifel gezogen worden; wenn auch unbe- 
denkhch zugegeben wird, dass zwischen Urenkel und Urgrossvater 
Familienzugehörigkeit empfunden wird, so wird anderseits darauf 
aufmerksam gemacht, dass der Urgrossvater den Nachlass nicht 
lange behalten wird, da er nach menschlicher Voraussicht bald nach 
dem Urenkel versterben wird ; dann fiele der Nachlass des Urenkels 
als Bestandteil des urgrossväterlichen Nachlasses an die Erben des 
Urgrossvaters, also an entferntere Seitenverwandte des ursprüng- 
lichen Erblassers (Urenkel) ; will man nun das Erbrecht dieser ent- 
fernteren Seitenverwandten aufheben (s. u.), so soll es in unserm 
Fall auch nicht auf einem kurzen Umweg zustande gebracht werden. 
Das Bedenken wird erledigt, wenn, wie dies in unserem Entwurf 
(487)25 geschieht, dem Urgrossvater lediglich ein höchstpersönliches 
Nutzungsrecht am Nachlass (des Urenkels) gewährt wird, das mit 
seinem Tod erlischt. 



28 S. unten Anm. 50. 

24 S. unten Anm. 38. 

25 Jetzt Z. G. B., Art. 460. 
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Die Schwierigkeiten beginnen mit dem Erbrecht der Seiten- 
verwandten (Kollateralen); wir verstehen darunter Verwandte, die 
mit dem Erblasser nicht direkt (in absteigender oder aufsteigender 
Linie) verwandt sind, wo vielmehr die Verwandtschaft durch eine 
dritte Person vermittelt wird, von der beide, Erblasser und Erbe, 
abstammen, so Geschwister, Onkel und Neffe, Geschwisterkinder, 
Grossonkel und Grossneffe, Kinder von Geschwisterkindern. Die 
Frage der Beschränkung des Verwandtenerbrechts ist heute recht 
eigentlich eine Frage des Seitenverwandtenerbrechts ; gefordert wird 
bald eine vollständige Aufhebung dieses Erbrechts (so z. B. Bentham, 
John Stuart Mill, Barodet),^^ bald eine Beschränkung auf die nächsten 
Seitenverwandten (so z. B. Bluntschli, Bernhöft, Baron, Gide, Walter, 
Zoll u. a ) '^'^ Mit der Begrenzung auf eine gewisse Verwandtschafts- 
nähe wird oft auch eine quantitative (auf einen bestimmten Wert- 
betrag der Erbquote) vorgeschlagen, in dem Sinne, dass gewisse 
Verwandte zwar noch Erben sein, aber in dieser Eigenschaft nicht 
mehr als so und so viel erwerben sollen; so hat z. B. die Ver- 
nehmlassung des Kantons Graubünden zu unserm Zivilgesetzentwurf, 
einer Idee Plantas folgend, für Seitenverwandte eine Maximalerwerb- 
summe von einer Million vorgeschlagen. ^^ Ahnliches findet sich 
auch in den Vorschlägen Bluntschlis. Vor kurzem ging durch die 
Zeitungen eine Notiz, dass in den Vereinigten Staaten (Indiana) 
verwandte Reformprojekte aufgetaucht sind. 

Das Erbrecht der Seitenverwandten unterscheidet sich von dem- 
jenigen der direkten Verwandten von vornherein dadurch, dass eine 
bei den letztern gegebene natürliche Begrenzung der in Betracht 
kommenden Personen wegfallt. 

Deszendenten und Aszendenten, die den Erblasser überleben, 
werden aus physischen Gründen in der Regel Verwandte des ersten 
(Kinder — Eltern) oder des zweiten Grades sein (Grosseltern — 
Enkel); der dritte Grad (Urenkel — Urgrossvater) wird schon sehr 
selten, der vierte kaum je in Betracht kommen. Mit dieser physischen 
Begrenzung auf die nächsten Grade ist für die direkte Verwandt- 
schaft auch die verhältnismässig kleine, überblickbare Zahl der 

2« über diese Projekte vgl. Bigallet, l'heredite collatörale (1898); über 
das Projekt von Barodet vgl. auch unten Anm. 41. 

27 Vgl. oben Anm. 16. 

28 Erläuterungen zum Zivilgesetzbuch, II, S. 16 („eine Anregung, der wir 
wegen ihres singulären Charakters keine Folge gegeben haben**). 
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nebeneinander erbenden, gleichberechtigten Personen gegeben. Diese 
natürlichen Grenzen fallen weg für die Seitenverwandten ; es können 
den Erblasser Seitenverwandte überleben, die in weit entfernten, 
kaum mehr nachweisbaren Graden mit ihm verwandt sind, schon 
Geschwisterkinder sind im vierten Grad, Grossneffe und Grossonkel 
im fünften, Kinder von Geschwisterkindern im sechsten Grad ver- 
wandt u. s. w. Je weiter der Verwandtschaftsgrad sich vom Erb- 
lasser entfernt, um so grösser ist die denkbare Zahl der in diesem 
Grade, also gleich nahe, stehenden Erben; so kann die Zulassung 
entfernter "Verwandter (bei Nichtvorhandensein näherer) dazu führen, 
dass der Nachlass in eine sehr grosse Zahl kleiner Erbportionen 
zerschlagen und pulverisiert wird, ein Übelstand, auf den besonders 
bei Beratung des Code civil mit Nachdruck hingewiesen wurde 
(Chabot, Simeon, Treilhard). 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass in erster Linie für die Seiten- 
verwandten die Notwendigkeit einer Unterscheidung erbberechtigter 
und nicht erbberechtigter Verwandter notwendig wird. Die Betrachtung 
der Rechtsgeschichte des letzten Jahrhunderts ergibt, dass die Ten- 
denz der Gesetzgebung durchaus dahin geht, den Kreis der erb- 
berechtigten Seitenverwandten enger zu ziehen unter Betonung des 
Satzes, dass bei den weitern Verwandten das Familienbewusstsein 
erloschen sei. Zum Beweise mögen folgende Zahlen dienen: 

Der Code civil (1804)29 schhesst den Kreis der erbberechtigten 
Seitenverwandten ab mit dem zwölften Grad. Neuere Gesetzgebungen, 
die sonst überhaupt oder im Erbrecht dem Code folgen, begnügen 
sich mit kleineren Zahlen. Das itaüenische Gesetzbuch (1865)^^ 
lässt nur noch den zehnten Grad zu, ebenso Tessin^^, Waadt; schon 
mit dem achten Grad schliessen ab Genf (1874) und Wallis, mit 
dem sechsten Spanien (1888)''^2 ^^d der belgische Entwurf 3^; Basel- 

29 Ganz ablehnend verhält sich bekanntlich das deutsche bürgerliche Gesetz- 
buch, wiewohl auch bei Erlass dieses Gesetzbuches von verschiedenen Seiten eine 
Beschränkung des Erbrechts postuliert wurde ; die einschlägige Literatur ist oben 
in Anm. 16 erwähnt, vgl. besonders die Abhandlungen von Baron, Bernhöft und 
Bahr; aus der jüngsten Zeit sind namentlich die Abhandlungen von Bamberger und 
Pappenheim zu nennen. 

30 Code civil Art. 755. 

31 Codice civile Art. 742. 

32 Die Bestimmungen der kantonalen Privatrechte bei Huber y Schweiz. Privat- 
recht, II, S. 37 ff. 

33 PVüher mit dem zehnten Grad, vgl. Lehr^ droit civil espagnol, 8. 466, 



— 22 — 

Stadt (1884) sogar mit dem fünften; die neueren französischen Pro- 
jekte schwanken zwischen dem vierten und sechsten Grad (über 
diese Projekte vgl. Bigallet, l'heredite coUaterale, 1898).^^ 

Auch die Gesetzgebungen, welche die Seitenverwandten nicht 
nach Graden, sondern nach Stämmen (Parentelen) ordnen, zeigen 
dasselbe Bild ; hier wird nach dem Stamm des Erblassers der Stamm 
der Eltern, (Eltern und Nachkommen der Eltern), dann der Stamm 
der Grosseltern u. s. w. berufen; bei dieser Ordnung gehören z. B. 
der Bruder in die elterliche Parentel, Geschwisterkinder (cousins 
germains) in die grosselterliche und so weiter. Hier hatte am Ein- 
gang des neunzehnten Jahrhunderts das österreichische Gesetzbuchs'^ 
die Erbberechtigung erstreckt bis und mit der Parentel der dritten 
Urgrosseltern (Grosseltern der Urgrosseltern und deren Nachkommen) : 
spätere Erbrechtsordnungen mit Parentelensystem haben nur noch 
die Parentel der (ersten) Urgrosseltern zugelassen, so z. B. das 
frühere zürcherische Recht (1856), Zug, Glarus; wieder andere 
Rechte berufen nur die grosselterliche Parentel und von der ur- 
grosselterlichen nur die Urgrosseltern selbst (keine Seitenver- 
wandten !), aber nicht die Abkömmlinge der Urgrosseltern (Seiten- 
verwandte), so das geltende zürcherische Recht (891); der Kanton 



3* Über die französischen Projekte vgl. besonders Bigallef, l'heredite coUa- 
terale (1898), S. 39 ff., und Vallier, le fondement du droit successoral en droit 
fran^ais (1902), S. 474 ff., besonders S. 508 ff; über den jetzigen Stand der Vor- 
lagen vgl. Revue trimestrielle du droit civil. VI S. 187. 

^^ Allg. bürgerl. Gesetzbuch für das Kaisertum Österreich^ §§ 741 ff. — Der 
jetzt vorliegende Entwurf einer Novelle zum bürgerlichen Gesetzbuch enthält 
in § 99 ff. eine wesentliche Einschränkung des Erbrechts. Das Erbrecht gilt 
im Prinzip nur noch innerhalb der grosselterlichen Parentel; aus der urgross- 
elterlichen Parentel haben nur noch die Urgrosseltern selbst ein Erbrecht, nicht 
aber ihre Nachkömmlinge; das Erbrecht der zweiten und dritten Urgrosseltern 
und ihrer Nachkömmlinge (geltendes Gesetz § 744 ff.) soll ganz beseitigt werden. 
Die Motive der Regierungsvorlage (S. 107) verweisen hierbei auf die Erläute- 
rungen zu unserem schweizerischen Vorentwurf von 1900, II, S. 15. — Das t/w- 
garische Recht kennt zurzeit gar keine Begrenzung des Verwandtenerbrechts, 
vgl. Kern in Grünhuts Zeitschrift für das private und öffentliche Recht, XXIV, 
S. 71 ff.; der jetzt vorliegende Entwurf (§§ 1804 ff.) beschränkt die Verwandten- 
erbfolge, er beruft aber in der urgrosselter liehen Parentel bei Fehlen der Urgross- 
eltern auch ihre Abkömmlinge nach Gradesnähe; sind auch keine urgrosselter- 
lichen Abkömmlinge vorhanden, so ist der Fiskus Erbe; er soll den Vermögens- 
wert der Erbschaft verwenden zu Stiftungen für Arme, Spitäler und Schulen. 
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Solothurn^** beschränkt sich in seinem neuen Erbrecht durchaus auf 
die grobselterliche Parentel; verschiedene Reformer wollen sogar 
nur die elterliche Parentel zulassen, so neuestens Menger, ^"^ der aber 
auch in anderer Richtung (Objekt der Vererbung) wesentlich Erbrecht 
und Individualeigentum beschränkt. 

Auch die schweizerische Zivilrechtskodifikation steht im Zeichen 
der Erbrechtsreform, wenn auch der jetzt vorliegende Entwurf in 
einigen Punkten, besonders in der Behandlung des Erbrechts des 
Gemeinwesens, weniger weit geht als der ursprüngliche Vorschlag 
des Redaktors. Die Vielgestaltigkeit unserer kantonalen Rechte und 
die Tatsache, dass ein Volk gerade auf dem Gebiete des Pamilien- 
und Erbrechts mit besonderer Anhänglichkeit und Zähigkeit an den 
überlieferten Institutionen hängt, machen dem eidgenössischen Gesetz- 
geber eine gewisse Reserve zur Pflicht und nötigen ihn, die Reform 
in die Grenzen des Erreichbaren einzuspannen. Die Beschränkung 
des Verwandtenerbrechts, die der Entwurf in seiner heutigen Fassung 
aufweist, geht etwas weiter als diejenige des geltenden zürcherischen 
Rechts; während das letztere von der urgrosselteriichen Parentel 
wenigstens noch die Urgrosseltern selbst als wirkliche Erben beruft, 
schliesst der Entwurf (Art. 487) den Kreis der erbberechtigten Ver- 
wandten mit der grosselterlichen Parentel ab; von der urgrosselter- 
iichen Parentel erhalten die Urgrosseltern selbst, und wenn sie ver- 
storben sind, die von ihnen abstammenden Grossonkel und Grosstanten 
des Erblassers nur ein höchstpersönliches Nutzungsrecht. ^® Der Ent- 



^^ Solothurn, privatrechtliches Gesetzbuch vom 5. Juli 1891, Art. 792 ff. 

37 A, Menyer, neue Staatslehre, 3. Aufl. (1906), S. 121 ff. 

38 Die ersten Entwürfe hatten nur den Urgrosseltern selbst ein Nutzniessungs- 
recht gewährt; erst der Vorentwurf von 1900 gewährt in Art. 468 (jetzt Z. G. B. 460) 
dieses Recht auch den von vorverstorbenen Urgrosseltern abstammenden Ge- 
schwistern der Grosseltern des Erblassers. Weitergehende Anträge in bezug auf 
Zulassung von Verwandten der urgrosselteriichen Parentel wurden in der Experten- 
kommission abgelehnt. — Hier mag bemerkt sein, dass 0. Bahr (Archiv für 
bürgerl. Recht, III S. 194), der den Kreis der Erbberechtigten mit der gross- 
elterlichen Parentel abschliessen möchte, eventuell das Erbrecht der urgross- 
elteriichen Parentel folgendermassen ordnen will: „Gesetzliche Erben vierter Ord- 
nung sind die Urgrosseltern. Jedes Urgrosselternpaar erbt ein Vierteil der Erb- 
schaft. Ist einer von beiden gestorben, so erbt der Überlebende allein. Seiten- 
Terwandte, die mit dem Erblasser nur die Urgrosseltern gemein haben, haben 
kein gesetzliches Erbrechf*. 



— 24 — 

Wurf hat dabei das weitergehende Postulat, auch in der grosselter- 
lichen Parentel Begrenzungen vorzunehmen, mit Recht zurück- 
gewiesen;^^ in der grosselterlichen Parentel wird das Familien- 
bewusstsein im grossen Durchschnitt der Fälle noch durchaus lebendig 
sein; für das Erbrecht- des Onkels im besondern kann angeführt 
werden, dass dieser häufig für seinen vorverstorbenen Bruder Vater- 
stelle bei dem Neffen vertreten wird, für das Erbrecht der Geschuister- 
kinder, dass diese in der Regel von früh an sich kennen und zu- 
sammen aufwachsen, da hier mit dem nahen Verkehr der Eltern 
(Geschwister) von selbst auch der Verkehr der Geschwisterkinder 
gegeben sein wird. 

Wird nach Massgabe des bisher Gesagten das Intestaterbrecht 
der Verwandten beschränkt, so erhebt sich sofort die weitere Frage: 
Was geschieht mit dem Nachlass, der nicht an Verwandte fällt, weil 
die vorhandenen Verwandten ausserhalb des Kreises der erbberech- 
tigten Verwandten stehen? 

Diese Frage ist oft in den Vordergrund der ganzen Erbrechts- 
debatte geschoben worden, besonders von denjenigen Reformern, die 
die Erbrechtsreform wesentlich als finanzpolitische Massregel be- 
trachten. Oft ist hier der Wunsch, dem Staat neue Einnahmequellen 
zu erschliessen, der Vater des Gedankens der Erbrechtsreform gewesen; 
anderorts hat umgekehrt gerade die Schwierigkeit der Lösung dieser 
zweiten Frage (Verwendung des freien Nachlasses) zur Verneinung 
der ersten Frage (Erbrechtsreform) geführt. 

In den folgenden Ausführungen mögen einige dieser Verwendungs- 
projekte Erwähnung finden; die Aufzählung ist nicht erschöpfend; 
es handelt sich nur darum, die wichtigsten Typen herauszuheben. 

1. Es ist zunächst theoretisch-philosophisch ein verlockender 

Gedanke, den Nachlass in solchen Fällen demjenigen zukommen zu 

lassen, der nach seiner Lebensführung sich als der würdigste und 

fähigste erweist; es ist aber auch nicht nötig, auf die grossen Schwierig- 



^9 Über diese Bestrebungen vergleiche aus der oben (Anra. 4) erwähnten 
Literatur 0. Lang, a. a. 0., S. 7 und H. Oser^ a. a. 0., 8. 253, dazu die Antrage 
Scherrer-Ftillemann und Muri im Nationalrat, s. stenogr. Bull. 1905, 8. 1316 ff. 
— Beschränkungen des Erbrechts in der grosselterlichen Parentel werden jetzt 
auch von Pappenheim in der deutschen Juristenzeitnng, 1908, 8. 513 ff. vor- 
geschlagen. 



1 



— 25 — 

keiten zu verweisen, die sich der praktischen Durchführung einer 
solchen Ordnung entgegenstellen : von wem und nach welchen Grund- 
sätzen soll die Frage der Würdigkeit entschieden werden? Das be- 
kannteste hieher gehörende Reformprojekt ist von Bazard^^, einem 
Schüler Saint-Simons, entworfen worden ; dieses Projekt ist freilich 
nicht als eine Ergänzung des Familienerbrechts, sondern als Ersatz 
des Farailienerbrechts gedacht, mag aber immerhin hier kurz erwähnt 
werden. Nach der Lehre der Saint-Simonisten ist das Erbrecht ein 
Privileg der Reichen; der Erbe gelangt mühelos zu ökonomischer 
Selbständigkeit und Genuss. Wie nun aber im öffentlichen Lebern 
Amt und Ehrenstellen nur demjenigen zufallen sollen, der sie durch 
Arbeit und Fähigkeit verdient, so sollte auch für den Erwerb des 
Vermögens das PrinHp des Verdienstes aufgestellt werden,, an Stelle 
des Familienerbrechts das Erbrecht des Verdienstes treten nach deni 
Prinzip: Chacun suivant sa capacite, chaque capacite suivant ses 
Oeuvres. Deswegen soll der Nachlass des Verstorbenen zunächst dem 
Staat anfallen, der den neuen würdigsten Träger ermitteln wird ; zur 
Feststellung des Nachlasses und zur Ermittlung des nach Arbeit und 
Fähigkeit geeignetsten neuen Eigentümers wird ein besonderes Banken- 
system organisiert. 

2. Andere wollen den Nachlass, für den erbberechtigte Verwandte 
fehlen, unter das Proletariat aufteilen. Durch eine solche Aufteilung 
würde der erbrechtlichen Kapitalanhäufung entgegengearbeitet und 
eine Vermögensausgleichung herbeigeführt; der Besitzlose würde seinen 
Anteil kraft eines Ä^cA^sanspruches (nicht in der demütigenden Form 
der Unterstützung) erwerben ; das Nationalvermögen würde in einen 
Kreislauf versetzt und von den Begüterten an die gesellschaftlich 
Enterbten gelangen. Es liegt etwas Versöhnliches, Trostreiches in 
dem Gedanken, dass auch der Arme einmal erben kann. Solche 
Ideen und Postulate sind mehrmals aufgestellt worden, von Erbrechts- 
gegnern und Erbrechtsreformern, meist aber nur in allgemeinen Wen- 
dungen und Andeutungen, ohne nähere Angaben über die Durch- 
führung der Idee, ohne gewissenhafte Prüfung ihrer Praktikabilität. 
Hier sollen wegen ihrer Eigenart und verhältnismässigen Neuheit nur 
zwei einschlägige Projekte besprochen werden, die beide nicht von 



^ö Vergleiche hierzu namentlich Baron, Angriffe auf das Erbrecht, S. 12 ff. 
und Menger, neue Staatslehre, S. 122. 
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prinzipiellen Erbrechtsgegnern herstammen und die Aufteilung des 
Nachlasses nur bei Fehlen erbberechtigter Verwandter anstreben. 

Das erste Projekt wird entwickelt von dem bekannten bünd- 
nerischen Staatsmann Ständerat P. C. v. Hanta in einer 1886 erschie- 
nenen Schrift „Die Rekonstruktion der Familie und des Erbrechts 
(ein Beitrag zur sozialen Frage)". Er will das Erbrecht der Ver- 
wandten mit dem dritten Seitengrad aufhören lassen und den so frei- 
gewordenen Nachlass verwenden zur Verteilung an die Besitzlosen ; 
bezüglich der Durchführung des Projekts gibt v. Planta folgende 
Wegleitung : Die Verteilung wäre Sache der Vormundschaftsbehörden ; 
sie würden den Nachlass feststellen, liquidieren, versilbern ; eine Ver- 
teilung würde nicht bei jedem Erbfalle, sondern in bestimmten Zeit- 
abschnitten, etwa alle fünf Jahre, stattfinden ; dabei würden Kate- 
gorien von Unbemittelten gemacht, erste Kategorie: gänzlich Besitz- 
lose, zweite Kategorie : Vermögen bis 800 Fr., dritte Kategorie : 
Vermögen von 800 — 1500 Fr.; je nach dem Betrag des verfügbaren 
Vermögens und der Zahl der Anwärter in einer Kategorie würde 
das Nachlassvermögen entweder ganz unter die Angehörigen der 
ersten Klasse verteilt oder, in abgestuften Prozentsätzen, auch der 
zweiten, eventuell dritten Klasse; da die Erfahrung lehre, dass der 
Besitzlose, der unvermittelt zu einem, wenn auch bescheidenen Ver- 
mögen gelange, damit nicht haushälterisch umzugehen verstehe, sollen 
in der Regel die Betreffnisse nicht sofort ausbezahlt, sondern zunächst 
nach Anordnung der Vormundschaftsbehörden für eine Reihe von 
Jahren bei einer öffentlichen Sparkasse verzinslich, aber unaufkünd- 
bar, angelegt werden; in Ausnahmefällen, bei Nachweis eines be- 
sondern nützlichen Verwendungszweckes, darf die Erbquote ohne 
diese Prüfungszeit sofort dem Besitzlosen ausgeantwortet werden. 
V. Planta berechnet auf Grund statistischer Daten, dass bei Durch- 
führung seines Projektes im Kanton Genf für den Zeitraum 1880 
bis 1884 unter 8 — 9000 Menschen etwa acht bis neun Millionen aut- 
geteilt worden wären, somit jeder ungefilhr 1000 Fr. erhalten hätte. 
Auch bei diesem detaillierten Vorschlag bleiben noch einige Fragen 
offen : soll der Wohnart des Sterbenden entscheiden, so dass dann 
unter die Einwohner (Bürger?) dieses Ortes verteilt wird? Und ist 
dabei nicht zu befürchten, dass die Hoffnung auf solche Erbschafts- 
gewinne zur Ansammlung des Proletariats an Orten führe, wo reiche 
Erblasser wohnen? 
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Anders das zweite Projekt. In zwei Vorlagen (1887, 1891) hat 
der Deputierte Barodet*^ in Frankreich ein Reformprojekt eingereicht; 
er will vollständige Beseitigung des Erbrechts der Seitenverwandten ^ 
der freiwerdende Nachlass soll zur Verbreitung des Eigentums und 
zur Beseitigung der Armut verwendet werden (difFusion de la pro- 
priete, extinction du pauperisme). Während aber Planta den Nachlass 
versilbern und Geld verteilen lässt, will Barodet eine Realteilung, 
eine Teilung des Nachlasses in natura ; das Land soll dem zukommen, 
der es bebauen will, die Fabrik und Werkstätte dem, der darin ar- 
beiten will. So sollen die ländlichen Grundstücke, die im Nachlass 
enthalten sind, in kleinere Landlose, Parzellen, von fünf Hektaren 
zerschlagen, und gegen eine billige Entschädigung, die in 25 Jahres- 
renten abbezahlt wird, an die ärmere BevölkeruDg abgegeben werden ; 
Fabriken, Werkstätten werden meistbietend verkauft, wenn nicht auch 
hier eine Zerlegung der Teilstücke und Behandlung nach Analogie 
der Landlose rätlich erscheint. 

3. Ein dritter Vorschlag, von dem zweiten und dem vierten 
(s. u. a. 4 b) nicht immer deutlich abgehoben, geht dahin, es solle aus 
den freiwerdenden Erbschaften ein besonderer Erbfonds oder Erb- 
Schaftsfonds gegründet werden. Die Idee ist namentlich von Brater 
(die Reform des* Erbrechts zugunsten der Notleidenden, 1848) aus- 
geführt worden. Die Erbschaften sollen nicht in das Eigentum des 
Staates oder irgend eines andern Rechtssubjektes fallen, sie sollen 
vielmehr in ihrer Gesamtheit ein besonderes selbständiges Rechts- 
subjekt sein, eine juristische Person nach Art der Stiftungen und 
Anstalten. So wäre dieser Erbschaftsfonds ein besonderes Zweck- 
vermögen; als Zweck wird bald allgemein die Unterstützung von 
Besitzlosen und Notleidenden genannt, bald eine einzelne oder mehrere 
einzelne Richtungen gemeinnütziger Tätigkeit (Armenpflege, Erziehung, 
Gesundheitswesen usw.) Wie der Erbfonds dem Eigentum nach selb- 
ständig, nicht des Staates ist, so soll auch die Vericaltung eine selb- 
ständige sein; sie soll nicht durch die staatlichen Organe besorgt 
werden, sondern durch besondere Vertrauensmänner des Proletariats, 



*i Vgl. Bigallefj rher^dit^ coUaterale, S. 41 ff, 53 ff. Der eigene Yorscblag 
von Bigallet geht aus von einer Unterscheidung des unbeweglichen und des be- 
weglichen Yermügens: die Immobilien werden unter die arme Bevölkerung ver- 
teilt, das Mobiliarvermögen fällt an verschiedene ceuvres d'assistance sociale, vgl. 
hierzu auch Vallier, le fondement du droit successoral, 8. 659. 
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^durch freigebildete Vereine einsichtiger, unabhängiger, bei den un- 
teren Klassen geachteter Bürger, welche unter Aufsicht und Ober- 
leitung der Industrie- und Ackerbauministerien stehen** (Brater). 

Die einzelnen hierhergehörenden Vorschläge (Hilgard, Brater, 
Cremieux ^^ u. a.) lassen Bedenken mancher Art übrig. Neben einer 
Reihe von Fragen, die sich namentlich auf die Organisation der Ver- 
waltung beziehen, bleibt im besonderen auch die juristische Charak- 
terisierung der Erscheinung zweifelhaft ; Brater, der sonst ausfuhrlich 
ist, bezeichnet das Proletariat als Erben, den Erbfonds als Vertreter 
oder als Vormund des Proletariats; der Erbfonds als juristische Per- 
sönlichkeit repräsentiere das Proletariat in seinen Erbrechten. 

4. Zahlreicher vertreten sind die Keformvorschläge, die den frei- 
werdenden Nachlass einer der weiteren Gemeinschaften, in denen der 
Erblasser steht, zusprechen, der Gemeinde oder dem Staat; man redet 
dann wohl von einem Erbrecht des Gemeinwesens^^. Gesetzgebungen, 
die ein Verwandtenerbrecht in infinitum haben (z. B. römisches Recht, 
deutsches bürgerliches Recht), lassen den Staat erst an die Reihe 
kommen, wenn gar keine Verwandten da sind; nach den neueren 
Systemen mit Beschränkung des Verwandtenerbrechts würde hier das 
Gemeinwesen den — entfernteren — Verwandten vorgezogen. Man 
geht davon aus, dass der einzelne, wie mit dem engeren Kreis der 
Familie, so auch mit dem weiteren Gemein schaftskr eis der Gemeinde 
und des Staates, von Geburt an durch mannigfache Beziehungen ver- 
knüpft ist ; er zeigt in seiner äusseren Erscheinung den Typus seiner 
Heimat und spricht ihre Sprache ; Einrichtungen und Gewohnheiten der 
Heimat wirken bestimmend ein auf seine körperliche, sittliche, intellek- 
tuelle Ausbildung, auf sein ökonomisches Fortkommen, auf seine poli- 
tische Betätigung, auf seine ganze Lebensführung ; und wie er selbst 
beeinflusst wird durch seine Heimat, so wirkt er anderseits — je nach 
der Verfassung seines Landes mehr oder minder intensiv — mit an 
der Weiterentwicklung des heimatlichen Gemeinwesens. Verschiedene 
Aufgaben, die früher der FamiUe zufielen, haben Staat und Gemeinde 
übernommen, so dass heute wohl gesagt werden kann, dass nach 
Pflicht und Bewusstsein die Gemeinschaft mit dem Gemeinwesen 

^2 über diese und andere französische Vorschläge, s. Bigdllet^ a a. O , S. 40. 

^3 Vgl. hierzu namentlich Bluntschli, Reform des Erbrechts, 1879, S. 257 ff. 
E. Huber, Betraclitungen über die Vereinheitlichung des Schweiz. Erbrechts, 1895, 
8. 14, ff. K. Melliger, Schweiz. Rundschau, I (1901), S. 334 ff., 0. Lang (s. Anm. 4), 
8. 226 ff. 
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stärker ist als die Gemeinschaft mit den entfernten Verwandten. So 
rechtfertigt es sich auch, nach den näheren Verwandten und unter 
Ausschluss entfernter Verwandter dem Gemeinwesen materiell ein 
Erbrecht, einen Ansprach auf den Nachlass zuzuerkennen, wobei hier 
die Frage unerörtert bleiben mag, ob in seiner juristischen Aus- 
gestaltung dieser Anspruch als ein eigentliches Erbrecht behandelt 
werden soll oder als eine eigenartige Berechtigung anderer Natur. 

Im einzelnen divergieren die hierher gehörenden Vorschläge wie- 
derum erheblich ; es seien hier nur einige Fragen herausgehoben, in 
deren Beantwortung die einzelnen Reformer auseinandergehen. 

a) Soll das „Erbrecht des Gemeinwesens" dem Staat oder der 
Gemeinde zustehen? Während die meisten älteren Vorschläge die 
Gemeinde unerwähnt lassen, haben neuere bald die Gemeinde dem 
Staat vorgezogen (Zoll, Bernhöft, Walter), ^^ bald eine Konkmrenz 
von Staat und Gemeinde vorgesehen (Zürcherisches Recht, Bahr, 
Giard)^^; es wird auch der Vorschlag gemacht, grössere „aristokra- 
tische** Erbschaften dem Staat, kleinere der Gemeinde zu überweisen 
(Bluntschli). Sicher ist, dass der Erblasser mit beiden Gemeinschaften 
enge verknüpft ist. Für den Vorzug des kleineren Gemeinwesens 
(Gemeinde) kann geltend gemacht werden, dass im allgemeinen im 
engeren Kreise die Intensität der Beziehungen grösser ist als im 
weitern; dass der Erblasser in seiner wirtschaftlichen Existenz un- 
mittelbarer durch die Einrichtungen der Gemeinde bestimmt wird, 
daher den Zusammenhang mit ihr deutlicher empfindet; es zeigt 
sich dies auch darin, dass freiwillige Zuwendungen eher der Ge- 
meinde als dem Staat gemacht werden; die Gemeinde ist wegen der 
räumlichen Nähe auch eher in der Lage, ihr Erbrecht geltend zu 
machen und Nachlassverschleppungen zu verhüten. Von besonderer 
Bedeutung ist schliesslich auch, dass die Gemeinde die Unterstützungs- 
pflicht trägt. Umgekehrt wird für den Vorzug des Staates geltend 
gemacht, dass er zur Erfüllung der grossen Kulturaufgabe, die er 
übernommen und zum Teil der Gemeinde abgenommen hat, in er- 
höhtem Masse auf die Schaffung neuer Einnahmequellen angewiesen 

** Vgl. oben Anm. 1 6. 

45 Zürcherisches P. G. B.^ § 906, Bahr, Gegenentwurf zum Entwurf eines 
bürgerlichen Gesetzbuches (1892) § 1584; über das Projekt von Giard vgl. Bi- 
gället, a a. 0., 8.44; Vdllier^ a.a.O., S. 653, Anm. 1; nach einem Yorschlag 
von A. Poulain soll der Staat ein Drittel, die Gemeinde zwei Drittel erhalten, s. 
Vallier a. a. 0., S. 654. 
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sei; diese rein finanzpolitischen Erwägungen eignen sich aber eher 
für die Begründung einer Erbschaftssteuer, als für die Begründung 
eines privaten Erbrechts. Bei uns sind zurzeit in den verschiedenen 
Kantonen die Aufgaben zwischen Staat und Gemeinde so verschieden 
verteilt, dass es kaum angehen wird, für die ganze Schweiz eine 
allgemeine Norm in dieser Frage (Erbrecht des Staates oder der 
Gemeinde?) aufzustellen. Es erscheint daher als durchaus angemessen, 
wenn der Entwurf (Art. 491)*^ bestimmt, es sollen erbberechtigt sein 
„der Kanton, in dem der Erblasser den letzten Wohnsitz gehabt hat, 
oder die Gemeinde, die das kantonale Recht als berechtigt bezeichnet". 

b) Weiter wird darüber gestritten, ob der Erwerb, den das 
Gemeinwesen als gesetzlicher Erbe macht, in das allgemeine Ver- 
mögen und Budget des Gemeinwesens aufgenommen werden oder 
für hestimmfe Zwecke reserviert werden solle; man redet dann wohl 
auch von einer stiftungsartigen Ausgestaltung des staatlichen Erb- 
rechts. ^"^ Als solche Zwecke werden namentlich diejenigen Aufgaben 
der staatlichen Tätigkeit bezeichnet, in deren Erfüllung der Staat 
Aufgaben übernimmt, die früher ausschliesslich oder vorwiegend der 
Familie zufielen: Armenunterstützung, Erziehung, Sorge für ver- 
wahrloste Kinder, Gesundheitspflege; je nach seinen individuellen 
Neigungen und nach den momentanen Bedürfnissen seiner Zeit stellt 
der eine Reformer diesen, der andere einen andern Zweck in den 
Vordergrund. Es läset sich nicht leugnen: durch eine solche Aus- 
gestaltung des Erbrechts wird der Gedanke plastisch herausgehoben, 
dass das Gemeinwesen ein Erbrecht hat, weil es an Stelle der Familie 
und für die Familie besorgt ist. Man kann auch sagen, dass durch 
die Bindung an einen bestimmten Zweck der Wohltätigkeit oder 
Gemeinnützigkeit das Recht des Gemeinw^esens auf den Nachlass 
einen versöhnlicheren Zug erhält, akzeptabler gemacht wird, da 
manch einer, was er dem Staat missgönnt, wohl denjenigen gönnen 
mag, die durch Vermittlung des Staates im Endresultat die Wohltat 
in Form der Unterstützung, Erziehung u. s. w. empfangen. 



46 Jetzt Z. G. B. Art. 466. 

47 Hierzu besonders Huber, a. a. O;, S. 20 ff., und Vallier, a. a. O., S. 650 ff., 
WQ namentlich auch auf das spanische Zivilgesetzbuch (Art. 956) und den belgischen 
Entwurf (Art. 795) verwiesen ist. — Die Erbrechte der amerikanischen Staaten sehen 
fast alle eine Verwendung für die Schulen vor, vgl. Lehr, ^tudes sur le droit civil 
des Etats unis de I'Amerique du Nord (S. 147). 
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Auch dem präsumtiven Willen des Erblassers wird man mit 
dieser stiftungsartigen Ausgestaltung des Erbrechts am meisten ge- 
recht werden; die Erfahrung lehrt, dass testamentarische Zuwendungen 
an Gemeinwesen durchweg mit Zweckbestimmungen verbunden zu sein 
pflegen; wir vermachen nicht schlechthin dem Kanton, sondern etwa 
dem Kantonsspital, präzisieren vielleicht auch hier noch weiter (Er- 
richtung eines Freibettes oder dergl.). Gegen die Bindung an einen 
Zweck kann alles gesagt werden, was überhaupt gegen die Zulassung 
von Stiftungen und stiftungsähnlichen Instituten gesagt wird: das 
Yermögen solle nicht aus dem freien Verkehr ausgeschieden und an 
einen bestimmten Zweck auf die Dauer gebunden werden. Die Be- 
dürfnisse der Zukunft lassen sich nicht überblicken, sie sollen nicht 
der Anschauung der Gegenwart geopfert werden. Unser Zivilgesetz- 
entwurf verzichtet darauf, für das gesetzliche Erbrecht des Ge- 
meinwesens von Bundes wegen eine bestimmte Verwendung vor- 
zuschreiben. 

c) Eine weitere Frage ist die, ob das Gemeinwesen erst bei 
Fehlen von erbberechtigten Verwandten als Erbe eintreten soll oder 
— von Gesetzes wegen — auch neben gewissen Verwandten. Bisher 
wurde durchaus das erstere supponiert; es wird aber von verschiedenen 
Seiten auch ein konkurrierenr/es Erbrecht des Gemeinwesens vorge- 
schlagen, so dass drei Fälle zu unterscheiden wären: 

1. Der Erblasser hinterlässt sehr nahe Verwandte: die Ver- 
wandten erben allein. 

2. Der Erblasser hinterlässt nahe — und deswegen noch erb- 
berechtigte — Verwandte: die Verwandten erben, neben ihnen konkur- 
riert der Staat mit einer Quote, die mit der Entfernung der Ver- 
wandtschaft der Verwandten-Erben steigt. 

3. Der Erblasser hinterlässt nur entferntere, nicht mehr erb- 
berechtigte Verwandte: die Verwandten erben nicht, es erbt nur 
das Gemeinwesen. 

Die Idee des konkurrierenden staatlichen Erbrechts tritt bereits in 
der französischen Revolution in dem Projekt Durand-Maillane (s. o. S. 9) 
auf; später ist sie auf dem Gebiete des privaten Erbrechts (wohl zu 
trennen von der Frage der Erbschaftssteuer) besonders von Bluntschli 
vertreten worden; in der jüngsten Zeit hat sich namentlich der Re- 
daktor unseres Zivilgesetzentwurfs Prof. Huber für das konkurrierende 
Erbrecht ausgesprochen und die Idee in seinem ursprünglichen Erb- 
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rechts-Entwurf (1895) ausgestaltet.*® In der Gesetzgebung ist die 
Idee bisher nicht durchgedrungen; nur im solothurnischen Recht *^ 
treffen wir ihre Spur. Der schweizerische Zivilgesetzentwurf in seiner 
heutigen Passung (1900) kennt das konkurrierende Erbrecht nicht.^^ 

Praktisch würde sich nach dem ursprünglichen Vorschlag des 
Redaktors die Sache so gestalten: Wenn der Erblasser etwa nur 
einen Onkel als einzigen erbberechtigten Verwandten hinterlässt, 
sollte nach dem ersten Entwurf neben den Onkel (als einen Erben 
der grosselterlichen Parentel) das Gemeinwesen treten und einen 
Viertel des Wertes der Erbschaft erhalten ; hinterlässt der Erblasser 
nur einen Bruder (einen Erben der elterlichen Parentel), so würde 
das Gemeinwesen Vio erhalten, der Bruder also^/io; die Beteiligung 
des Gemeinwesens wäre quotal um so stärker, je schwächer fundiert 
das Erbrecht der verwandten Erben wäre. 

Gegen diese Idee des konkurrierenden Erbrechts (Gemeinwesen 
neben Verwandten) werden mit Recht schwere Bedenken geltend ge- 
macht. Es verstösst gegen unser natürliches Gefühl, dass neben Ver- 
wandten, denen wir durch die Zuerkeonung des Erbrechts das Fa- 
milienbewusstsein zuschreiben, zu einer Quote das Gemeinwesen erbt. 
Wenn schon die Erbengemeinschaft überhaupt eine Plage, eine Quelle 
des Zankes und des Unbehagens für den einzelnen Miterben ist (com- 
munio mater rixarum), so ist dies doppelt der Fall, wenn der unbe- 
queme Genosse das Gemeinwesen, eine übergeordnete Macht ist, von 
der man nur allzugern missliebige Kontrollierung und allerlei Plackerei 
befürchtet. Die Notwendigkeit, mit kleinern Quoten an einer unge- 
zählten Masse von Erbschaften Anteil zu nehmen, belastet überdies 
das Gemeinwesen mit ungewohnter Arbeit und erfordert einen beson- 
dern Verwaltungsapparat, auch wenn man dem Gemeinwesen kein 
„eigentliches Erbrecht* gibt und ihm für die Geltendmachung des 
Anspruchs ein besonderes Liquidationsverfahren zur Verfügung stellt. 
Gerade gegenüber Verwandten, denen wir die Erbberechtigung zu- 
erkennen, kann überdies die dem Staat zufallende Quote nicht er- 
heblich sein; ist die Quote aber klein, erscheint sie uns mehr als 

«V^l. Huber a. a. 0. (oben Anm. 43) S. 14 ff. 

*^ Solothurn, privatrechl. Gesetzbuch Art. 793. 

^ Dies gilt auch für das fertige Gesetz. Bei den Beratungen des Entwurfes 
in der Expertenkommission und in der Bundesversammlung wurden Anträge im 
Sinne der früheren Entwürfe gestellt; diese Anträge wurden aber mit grosser 
Mehrheit abgelehnt. 
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eine Abgabe von einem Erwerb, so empfiehlt es sich, den Gedanken 
der Mitberechtigung des Gemeinwesens eher als in der Form des 
privaten Miterbrechts zu verwirklichen in der Form der Erbschafts- 
steuer, die in jeder Beziehung praktikabler ist, den Gedanken des Yer- 
wandtenerbrechts nicht verletzt und so in massigem Umfang auch ge- 
genüber Deszendenten zur Anwendung gelangen kann. 

Auf die weitere Frage, ob dem Gemeinwesen neben dem Intestat- 
erbrecht auch ein Pflichtteilsrecht eingeräumt werden soll (derart dass 
der Erblasser auch durch Testament die Berechtigung des Gemein- 
wesens nicht ganz beseitigen kann), soll hier nicht mehr eingetreten 
werden; ich würde die Frage verneinen und zwar aus ähnlichen 
Gründen, aus denen das konkurrierende Erbrecht eben abgelehnt 
wurde; es verdient auch erwähnt zu werden, dass — im Gegensatz 
zu deutschen Projekten — die zahlreichen französischen Projekte 
die Testierfreiheit des Erblassers durchaus nicht antasten. Unser 
Zivilgesetzentwurf hat in seiner jetzigen Fassung auch nur ein In- 
testaterbrecht, kein Pflichtteilsrecht des Gemeinwesens. 

Wir gelangen mit dem Zivilgesetzentwurf zu folgendem Vor- 
schlag : Prinzipielle Beschränkung des gesetzlichen Verwandtenerb- 
rechts auf die grosselterliche Parentel, Intestaterbrecht des Gemein- 
wesens bei Fehlen erbberechtigter Verwandter. 

Gegen diese Lösung werden von zwei Seiten Bedenken erhoben. 

Den einen geht die vorgeschlagene Reform zu weit; sie fürchten 
von jeder, auch von einer massigen Beschränkung des Verwandten- 
erbrechts eine Schwächung der Familie, an deren Aufrechterhaltung 
der Staat ein grosses Interesse habe. Hiergegen sei bemerkt, einer- 
seits, dass eine Gemeinschaft, die nicht mehr empfunden wird, und 
die erst durch Gewährung ökonomischer Vorteile wieder in das Be- 
wusstsein der Beteiligten gebracht werden soll, eine solche Wieder- 
belebung nicht verdient; anderseits, dass durch Beschränkung des 
Erbrechts auf einen engern Kreis der Verwandten nur eine Festigung 
der hier vorhandenen wirklichen Familiengemeinschaft herbeigeführt 
wird; la famille, plus resserree, deviendrait au sein de Tetat plus 
chere encore et plus inebranlable (Lerminier).^^ 

Den anderen geht umgekehrt die vorgeschlagene Reform zu 
wenig weit, sie „rentiere sich nicht* ; das Gemeinwesen werde selten 
in den Fall kommen, einen Nachlass zu erwerben; in der Regel 



^1 Lerminier, philosophie du droit I 8. 158. 
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werde noch ein erbberechtigter Verwandter da sein und in den sel- 
tenen Fällen, wo dies nicht zutreffe, werde der. Erblasser durch Te- 
stament einen Erben bezeichnet haben. Diese ganze an sich richtige 
Argumentation übersieht aber, was die Erbrechtsreform anstrebt. 

Wir wollen mit der Reform des Erbrechts nicht in erster Linie 
dem Staat neue Einnahmen verschaffen. Was wir wollen und was 
nottut, ist etwas anderes ; wir wollen — um mit einem neueren Schrift- 
steller (Baron) zu reden — das Erbrecht wieder „mit Ideen füllen 
und den juristischen Idealismus in dasselbe zurückführen". Wir wollen 
ein Erbrecht schaffen, das wir anerkennen, nicht nur deswegen, weil 
es eine altüberlieferte Institution ist, die wir überkommen haben, 
sondern deswegen, weil wir von seiner Gerechtigkeit überzeugt sind. 
Denn auch für das Erbrecht gilt wie für alle Normen des positiven 
Rechts der Satz, dass ein Gesetz nicht dadurch schon stark und fest- 
gefügt ist, dass es uns mit absoluter Autorität formal bindet und ver- 
pflichtet, sondern schliesslich doch immer nur dadurch, dass es uns 
beherrscht durch die Kraft seiner Ideen, dass es unser Herz bezwingt 
und unsern Gerechtigkeitssinn befriedigt. 
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Architekt in Basel. (8 S.) 8«. Mit 1 Sit.-Plan und 7 Tafeln. 1. — 

„ 6. Das Wasserglas, seine Natur und seine Bedeutung für die Industrie und Technik. 

Von Dr. Hermann Ztoick, kgl. Gewerbeschullel^er in Koblenz. (46 S.) 8®. 2. — 
„ 7. Mein Gutachten Qber A. Thommens „Gotthardbahn". Bemerkungen zur Beform 

dieses Unternehmens. Von W. Hellwag^ Oberingenieur der Gotthardbahn. 

(36 S.) 8». Mit 2 Tafehi, 1. 50 

„ 8. Die Entbindungsanstalt In Bern. \on F, ScUviaherg, Kantonsbaumeister. (20 S.) 

Mit 4 Tafeln. 1. — 

F ortsetzung umstehend/ 

Jedes Heft ist einzeln käuflich n. durch jede Bnchhandlnng zn beziehen. 



ART. INSTITUT ORELL FÜSSLI. Abteilung Verlag. In ZÜRICH. 

TfChNISChE /^ITTflLUNQEN 

EISENBAHNWESEN [=, BAU- und INQENIEUR- 
ELEKTROTECHNIK ^ WISSENSChATTEN 

Heft 9. Die Bergbahn-Systeme vom Standpunkte der theoret. Maschinenlehre. Von Alhert 
Fliegner, Prof, der techn. Mechanik und theoret. Maschinenlehre am eidg. 
Polytechnikum in Zürich. (140 S.) 8^. Mit 13 Figuren. 3.— 

yf 10. Die eleictrischen Uhren. Mit besonderer Rücksicht auf die von Hipp konstruierten 
Regulatoren und Zeigerwerke. Von Dr. H. Schneebelij Prof. der Akademie 
Neuchätel. (IV, 48 S.) S». Mit 25 Fig. im Text und 2 Tafeln. 3.— 

y, 11. Bericht Ober Strassenbahnen, Tramways und deren Einführung in Zürich. Im Auf- 
trage der Gemeindekommission der Stadt Zürich und der Ausgemeinden erstattet 
durch A, Bürkli-ZiegleTy städtischer Ingenieur, und P. E. Huber, Direktor des 
Gewerbemuseums. (VIIJ, 150 S.) 8». Mit 12 Fig. und 2 Tafeln. 4.— 

„ 12. Die Bausteine der Schweiz, deren Gewicht, Festigkeit, Vorkommen und Preise. Im 
Auftrage des Schweiz. Ingenieur- und Architekten- Vereins zusammengestellt von 
Hans f. Mtiralt, Ingenieur. (IV, 57 S.) 8®. 1. 50 

„ 13. Statistik der Lokomotiven, Dampfkessel und Dampfmaschinen der Schweiz 1877. Von 
Komnn Abt (54 S.) S«. Mit 4 Tab. u. 1 Tafel. 2.— 

„ 14. Gr5sste Abflussmenoen bei städtischen Abzugskanftlen. Mit besonderer Berück- 
sichtigung der Überschwemmungen in der Umgegend von Zürich im Juni 1875 
und der Verbauung des Wolf baches in Zürich. Von A, Bürkli-Ziegler^ städt. 
Ingenieur. (68 S.) 8». Mit 3 Tafeln. 2. 50 

„ 15. Der einspurige Zwillingstunnel, seine Bedeutung im Eisenbahnbau und seine Aus- 
führung. Von den Ingenieuren H. Grandjean und R, Williams, (24 S.) S^. 
Mit 9 Tafeln. 2.— 

^ 16. Die Seilbahn am Giessbach im Berner^ Oberland. Von Bontan Abty Ingenieur 
(73 S.) 80. Mit 4 Tafeln. (Vergriffen!) 2. — 

j, 17. Der Durchschlag des St. Gotthard-Tunnels und seine Vollendung. Eine vergleichende 
Studie über die bedeutenderen Tunnelbauten der Gegenwart von Jf. Könyves- 
Tdth, Ingenieur. (VIII, 210 S.) 8«. Mit 3 Tafeln. Fr. 6. — M. 5. 50 

„ 18. Warmluftheizung mit kontinuierlicher Feuerung. Von G. Lasius, Professor am eidg. 
Polytechnikum in Zürich. (26 S ) S®. Mt 3 Figuren und 1 Tafel. 1. — 

„ 19. Der Asphalt und seine Verwendung in der Bautechnik. Von J. T. Zetter, Ingenieur 
in Solothum. (28 S.) 8^. 1. — 

„ 20. Die Stollenförderung im Tunnelbau. Von F. Bergemann^ Ingenieur. (54 S.) 8<). 
Mit 3 Tafeln. Fr. 3. — M. 2.— 

^ 21. Die Feuerlösch -Präparate und ihr praktischer Nutzen. Von 3f. Eberhardt, Ingen, 
aus München. (82 S.) 8». Mit 2 lithogr. Tafeln. 1. — 

„ 22. Ventilation und Luftbefeuchtung in der Praxis. Erfahrungen in den Spinnereien der 
Firma Heinrich Kunz, Zürich. (17 S.) 8». Mit 2 Figuren. Fr. 1. 25 M. 1. — 

„ 28. Unsere heutige Anschauung über Elektrizität. Experimentalvortrag von Dr. G. 
Eichhorn, (30 S.) 8». Mit 10 Abbildungen. 1. — 

„ 24. Die moderne drahtlose Telegraphie. Demonstrationsvortrag von Dr. G. EicMwrn, 
(27 S.) 8». Mit 11 AbbUdungen. 1. — 

^ 25. Fortschritte in der drahtlosen Telegraphie. Drahtlose Telephonle. Von Dr. G. 

Eichhorn. (32 S.) 80. Mit 18 Abbildungen, 1. 50 

Die Sammlung wird fortgesetzt. 



Jedes Heft ist einzeln käuflich n. durch jede Buchhandlung zu beziehen. 
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